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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/723 DER KOMMISSION
vom 26. Februar 2021

zur Erginzung der Verordnung (EU) 2019/787 des Europiischen Parlaments und des Rates

hinsichtlich der Einrichtung eines offentlichen Registers, in dem die von den einzelnen

Mitgliedstaaten zur Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen
aufgefiihrt werden

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/787 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 iiber die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Kennzeichnung von Spirituosen, die Verwendung der Bezeichnungen
von Spirituosen bei der Aufmachung und Kennzeichnung von anderen Lebensmitteln, den Schutz geografischer Angaben
fur Spirituosen und die Verwendung von Ethylalkohol und Destillaten landwirtschaftlichen Ursprungs in alkoholischen
Getrinken sowie zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 ('), insbesondere auf Artikel 19 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(I)  Gemifl Artikel 13 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2019/787 miissen die mit der Alterung der Spirituose im
Zusammenhang stehenden Verfahren unter Steuerkontrolle eines Mitgliedstaats oder unter einer gleichwertige
Garantie bietenden Kontrolle stattfinden.

(2)  Zu diesem Zweck benennt jeder Mitgliedstaat die fiir die Uberwachung dieser Alterungsprozesse zustindigen Stellen
und teilt sie der Kommission mit, damit diese ein offentliches Register einrichten kann, in dem die benannten Stellen
aufgefiihrt sind.

(3)  Aus diesem Grund sollten Vorschriften fiir die Einrichtung dieses offentlichen Registers festgelegt werden.

(4)  Die vorliegende Verordnung sollte gemifd Artikel 51 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/787 ab dem 25. Mai 2021
gelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Offentliches Register mit den zur Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen

(1) Auf der Grundlage der Mitteilungen der Mitgliedstaaten gemédfS Artikel 1 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2021/724 der Kommission (%) erstellt und aktualisiert die Kommission eine Liste der Stellen, die fiir die Uberwachung
der Alterungsprozesse von Spirituosen benannt wurden.

() ABLL130vom 17.5.2019,S. 1.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/724 der Kommission vom 3. Mirz 2021 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) 2019/787 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission zu
den fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen und den fiir die Sicherstellung der Einhaltung der
genannten Verordnung zustindigen Behorden (siehe Seite 3 dieses Amtsblatts).



L 155/2 Amtsblatt der Europdischen Union 5.5.2021

(2)  Die Kommission richtet ein 6ffentliches Register ein, das die jeweils aktuelle Liste der fiir die Uberwachung der
Alterungsprozesse benannten Stellen umfasst. Das Register wird in Form einer o6ffentlich zuginglichen elektronischen
Datenbank gefiihrt.
Artikel 2
Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 25. Mai 2021.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. Februar 2021.

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN



5.5.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 155/3

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021 /724 DER KOMMISSION
vom 3. Mirz 2021

mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 2019/787 des Europdischen Parlaments und

des Rates hinsichtlich der Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission zu den fiir die

Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen und den fiir die
Sicherstellung der Einhaltung der genannten Verordnung zustindigen Behérden

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/787 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 uiber die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Kennzeichnung von Spirituosen, die Verwendung der Bezeichnungen
von Spirituosen bei der Aufmachung und Kennzeichnung von anderen Lebensmitteln, den Schutz geografischer Angaben
fur Spirituosen und die Verwendung von Ethylalkohol und Destillaten landwirtschaftlichen Ursprungs in alkoholischen
Getrinken sowie zur Aufthebung der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 ('), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a
und Artikel 44 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Gemifl Artikel 13 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2019/787 miissen die mit der Alterung von Spirituosen im
Zusammenhang stehenden Verfahren unter Steuerkontrolle eines Mitgliedstaats oder unter einer gleichwertige
Garantie bietenden Kontrolle stattfinden.

(2)  Zu diesem Zweck benennen die Mitgliedstaaten die fiir die Uberwachung dieser Alterungsprozesse zustindigen
Stellen und teilen sie der Kommission mit, damit diese ein offentliches Register einrichten kann, in dem die
benannten Stellen aufgefiihrt sind.

(3)  Gemifl Artikel 43 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/787 sind die Mitgliedstaaten fiir die Kontrolle von
Spirituosen zustindig. Sie treffen die erforderlichen Maffnahmen, um die Einhaltung der genannten Verordnung
sicherzustellen, und benennen die Behorden, die fir die Sicherstellung der Einhaltung der genannten Verordnung
zustandig sind.

(4 Um eine effiziente Kommunikation zwischen der Kommission und den fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse
benannten Stellen und den fur die Sicherstellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2019/787 zustindigen
Behorden sicherzustellen, sollte vorgeschrieben werden, dass die Mitgliedstaaten der Kommission die Kontaktdaten
ihrer fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse benannten Stellen und der fiir die Sicherstellung der Einhaltung
der genannten Verordnung zustindigen Behorden mitteilen.

(5)  Um sicherzustellen, dass die Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission auf einfache und effiziente Weise
erfolgen, sollte vorgeschrieben werden, dass ein Mitgliedstaat, sofern er mehr als eine Stelle fiir die Uberwachung
der Alterungsprozesse von Spirituosen oder mehr als eine zustdndige Behorde fiir die Sicherstellung der Einhaltung
der Verordnung (EU) 2019/787 benennt, eine Verbindungsstelle als einzige Kontaktstelle fiir die Kommission
benennt. Die Mitgliedstaaten sollten daher der Kommission auch die Kontaktdaten ihrer Verbindungsstellen
mitteilen.

(6)  Um eine effiziente Informationsiibermittlung zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission zu gewihrleisten,
sollten auch Vorschriften zur Form und zu den Fristen dieser Mitteilungen festgelegt werden.

(7)  Die vorliegende Verordnung sollte geméfd Artikel 51 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/787 ab dem 25. Mai 2021
gelten.

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir
Spirituosen —

() ABLL130vom 17.5.2019,S. 1.



L 155/4 Amtsblatt der Europdischen Union 5.5.2021

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Kommission mitzuteilende Informationen

(1)  Die Mitgliedstaaten {ibermitteln der Kommission folgende Angaben zu den Stellen, die gemdf8 Artikel 13 Absatz 6
der Verordnung (EU) 2019/787 fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannt wurden:

a) Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen
benannten Stelle;

b) wenn mehrere Stellen mit der Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen beauftragt werden, den spezifischen
Verantwortungsbereich jeder dieser Stellen;

¢) Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der gemifS Artikel 2 Absatz 1 benannten Verbindungsstelle.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission folgende Angaben zu den gemidfl Artikel 43 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2019/787 fiir die Sicherstellung der Einhaltung der genannten Verordnung zustindigen Behorden:

a) Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der zustidndigen Behorde;
b) wenn mehrere zustindige Behorden benannt werden, den spezifischen Verantwortungsbereich jeder dieser Behorden;

¢) Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der gemaf Artikel 2 Absatz 2 benannten Verbindungsstelle.

Artikel 2

Benennung von Verbindungsstellen

Benennt ein Mitgliedstaat mehr als eine Stelle fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen, benennt er eine
Verbindungsstelle fiir diese Stellen, die die Alterungsprozesse iiberwachen.

Benennt ein Mitgliedstaat mehr als eine fiir die Sicherstellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2019/787 zustindige
Behorde, benennt er eine Verbindungsstelle fiir diese zustindigen Behorden.

Beide Verbindungsstellen sind fiir die Ubermittlung von Informationen an die Kommission zustindig.

Artikel 3

Frist und Modalititen fiir die Mitteilungen der fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen
benannten Stellen und der fiir die Sicherstellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2019/787 zustindigen
Behorden

(1)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Angaben gemafd Artikel 1 bis zum 25. August 2021 mit.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jegliche Anderungen der in Absatz 1 genannten iibermittelten Angaben
innerhalb von 3 Monaten ab dem Zeitpunkt der Anderung mit.

(3)  Die Mitteilungen erfolgen unter Verwendung der Formulare gemdf Anhang I fiir Angaben zu den fiir die
Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen und gemifl Anhang II fiir Angaben zu den fiir die
Sicherstellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2019/787 zustindigen Beho6rden.
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Artikel 4

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 25. Mai 2021.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 3. Mirz 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I
Formular fiir die Mitteilung gemifd Artikel 1 Absatz 1
Mitgliedstaat:
Datum der Mitteilung:

Bitte fiillen Sie Teil A aus, wenn eine einzige Stelle fiir die Uberwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannt wurde, oder
Teil B, wenn mehrere Stellen mit der Uberwachung dieser Prozesse betraut sind. Im letztgenannten Fall fiillen Sie bitte auch Teil C aus.

TEIL A

FUR DIE UBERWACHUNG DER ALTERUNGSPROZESSE VON SPIRITUOSEN BENANNTE STELLE
Name:
Anschrift:
Telefonnummer:

E-Mail:

TEIL B

LISTE DER FUR DIE UBERWACHUNG DER ALTERUNGSPROZESSE VON SPIRITUOSEN BENANNTEN
STELLEN

Machen Sie bitte fiir jede Stelle folgende Angaben:
Name:

Anschrift:

Telefonnummer:

E-Mail:

Spezifischer Verantwortungsbereich:

TEIL C

VERBINDUNGSSTELLE
Name:
Anschrift:
Telefonnummer:

E-Mail:
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ANHANG II
Formular fiir die Mitteilung gemifl Artikel 1 Absatz 2
Mitgliedstaat:
Datum der Mitteilung:

Bitte fiillen Sie Teil A aus, wenn eine einzige zustandige Behorde fiir die Sicherstellung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2019/787
benannt wurde, oder Teil B, wenn mehrere zustandige Behorden benannt wurden. Im letztgenannten Fall fiillen Sie bitte auch Teil C aus.

TEIL A
FUR DIE SICHERSTELLUNG DER EINHALTUNG DER VERORDNUNG (EU) 2019/787 ZUSTANDIGE
BEHORDE
Name:
Anschrift:
Telefonnummer:
E-Mail:
TEIL B
LISTE DER FUR DIE SICHERSTELLUNG DER EINHALT_[_JNG DER VERORDNUNG (EU) 2019/787
ZUSTANDIGEN BEHORDEN
Machen Sie bitte fiir jede zustindige Behorde folgende Angaben:
Name:
Anschrift:
Telefonnummer:
E-Mail:

Spezifischer Verantwortungsbereich:

TEIL C
VERBINDUNGSSTELLE
Name:
Anschrift:
Telefonnummer:

E-Mail:
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/725 DER KOMMISSION
vom 4. Mai 2021

zur Abweichung von den Durchfithrungsverordnungen (EU) Nr. 809/2014, (EU) Nr. 180/2014, (EU)

Nr. 181/2014, (EU) 2017/892, (EU) 20161150, (EU) 2018/274, (EU) Nr. 615/2014 und (EU)

2015/1368 in Bezug auf bestimmte Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik fiir das Jahr 2021

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber
die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Authebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG)
Nr. 485/2008 des Rates ('), insbesondere auf Artikel 62 Absatz 2,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Marz 2013 iiber
Sondermafinahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in duflerster Randlage der Union und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 des Rates (3, insbesondere auf Artikel 8 und Artikel 18 Absatz 1
Unterabsatz 2,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. Marz 2013 tber
Sondermafnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Agiischen Meeres und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates (°), insbesondere auf Artikel 7, Artikel 11 Absatz 3 und
Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Aufgrund der COVID-19-Pandemie und der umfangreichen Beschrinkungen der Bewegungsfreiheit in den
Mitgliedstaaten traten in allen Mitgliedstaaten auffergewohnliche administrative Schwierigkeiten bei der Planung
und Durchfithrung rechtzeitiger Vor-Ort-Kontrollen in der erforderlichen Zahl auf. Durch diese Schwierigkeiten
konnte die Durchfithrung der Kontrollen und die anschlieRende Zahlung der Beihilfe verzdgert werden. Zugleich
sind die Landwirte den durch die Pandemie verursachten wirtschaftlichen Storungen in besonderem Mafse
ausgesetzt und mit finanziellen Schwierigkeiten und Liquiditatsproblemen konfrontiert.

(2)  Angesichts dieser beispiellosen Umstinde hat die Kommission die Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/532 der
Kommission (*) angenommen, um Abhilfe zu schaffen, indem die Méglichkeit vorgesehen wird, beziiglich des
Zeitpunkts und der Anzahl bestimmter Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen von verschiedenen Durchfiihrungsver-
ordnungen im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik abzuweichen. Da die COVID-19-Pandemie anhilt und damit
die genannten Schwierigkeiten 2021 andauern, sollten auch im Jahr 2021 dhnliche Mafinahmen getroffen werden.

(3)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission (°) enthalt unter anderem Vorschriften tiber den
Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrollen, die Kontrollsitze fiir bestimmte Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen des integrierten
Systems, einschlieflich Beihilferegelungen fur Tiere, und die Erhohung des Kontrollsatzes bei bestimmten
Regelungen. Dariiber hinaus enthilt die genannte Verordnung Vorschriften fir Vor-Ort-Kontrollen der
Forderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen im Zusammenhang mit Beihilfeantrigen fiir Tiere und

(') ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 549.

() ABL.L78vom 20.3.2013,S. 23.

() ABL L 78 vom 20.3.2013, S. 41.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/532 der Kommission vom 16. April 2020 zur Abweichung von den Durchfithrungsver-
ordnungen (EU) Nr. 809/2014, (EU) Nr. 180/2014, (EU) Nr. 1812014, (EU) 2017/892, (EU) 2016/1150, (EU) 2018/274, (EU)
2017/39, (EU) 2015/1368 und (EU) 2016/1240 in Bezug auf bestimmte Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen
der Gemeinsamen Agrarpolitik fiir das Jahr 2020 (ABL L 119 vom 17.4.2020, S. 3).

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom 17. Juli 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems, der
Mafinahmen zur Entwicklung des ldndlichen Raums und der Cross-Compliance (ABL. L 227 vom 31.7.2014, S. 69).
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Zahlungsantragen im Rahmen tierbezogener Stiitzungsmafinahmen, fiir die Kontrollsitze bei nicht
flichenbezogenen und nicht tierbezogenen Mafnahmen zur Entwicklung des lindlichen Raums und fir die
Mindestkontrollsitze im Zusammenhang mit der Cross-Compliance.

(4)  In Artikel 24 Absatz 4, Artikel 48 Absatz 5, Artikel 49 Absatz 1, Artikel 52 Absatz 1, Artikel 60 Absatz 2 und
Artikel 71 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 sind bestimmte Vorschriften enthalten, die
die zustindige Behorde bei der Durchfihrung von Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen zu beachten hat.
Angesichts der Umstinde aufgrund der COVID-19-Pandemie sollten die Durchfithrung dieser Kontrollen mittels
Fernerkundung und die Verwendung neuer Technologien wie unbemannter Luftfahrzeugsysteme, georeferenzierter
Fotos, Empfinger des globalen Navigationssatellitensystems (GNSS) in Verbindung mit der Europiischen
Erweiterung des geostationdren Navigationssystems (EGNOS) und Galileo, von den Copernicus-Sentinel-Satelliten
gesammelter Daten sowie anderer sachdienlicher Nachweise bei der Uberpriifung der Einhaltung der
Forderkriterien, Verpflichtungen oder sonstigen Auflagen im Rahmen der betreffenden Beihilferegelung oder
Stitzungsmafinahme oder der Verpflichtungen und Standards der Cross-Compliance gefordert werden.

(5)  Artikel 26 Absatz 4 und Artikel 42 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 enthalten
Vorschriften fiir Vor-Ort-Kontrollen, die der Uberpriifung dienen, ob alle Forderkriterien, Verpflichtungen und
sonstigen Auflagen eingehalten werden und sich auf alle Tiere erstrecken, fiir die Beihilfe- oder Zahlungsantrige im
Rahmen der zu tiberpriifenden Beihilferegelungen fuir Tiere oder tierbezogenen Stiitzungsmafinahmen eingereicht
wurden. Angesichts der derzeitigen Situation sollte festgelegt werden, dass Mitgliedstaaten, die nicht in der Lage
sind, diese Vor-Ort-Kontrollen gemif den genannten Bestimmungen durchzufiihren, und die nicht iiber alternative
Nachweise verfiigen, beschlieen konnen, diese Kontrollen fiir das Antragsjahr 2021 bzw. das Kalenderjahr 2021
zu einem beliebigen Zeitpunkt des Jahres durchzufiihren, sofern die Fordervoraussetzungen dann noch iiberpriift
werden konnen.

(6)  Bei mehreren Verpflichtungen, die sich aus der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 in Bezug auf die Cross-Compliance
und der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Européischen Parlaments und des Rates (%) in Bezug auf tierbezogene
Beihilferegelungen und Stiitzungsmafinahmen ergeben, sind besondere, gestaffelte Zeitpline einzuhalten, weswegen
die Vor-Ort-Kontrollen innerhalb des jeweiligen Zeitrahmens durchgefihrt werden miissen. Die von den
Mitgliedstaaten ergriffenen Maflnahmen zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie erschweren es, die
erforderlichen Vor-Ort-Kontrollen korrekt und innerhalb der fiir die einzelnen Verpflichtungen festgesetzten Fristen
durchzufithren. Einige Arten von Kontrollen konnen moglicherweise auch mithilfe neuer Technologien, die die
Besuche im Betrieb ersetzen, nicht durchgefihrt werden. Daher ist es in Bezug auf bestimmte im Jahr 2021
durchzufithrende Kontrollen erforderlich, von den Artikeln 30 bis 33, 40a, 50 und 52 sowie von Artikel 68
Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 abzuweichen und den Mindestsatz der Vor-Ort-
Kontrollen gegeniiber den normalen Kontrollsitzen fur flichen- und tierbezogene Beihilferegelungen und Stiitzungs-
mafinahmen, fiir Manahmen zur Entwicklung des lindlichen Raums aufSerhalb des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems bzw. fiir Cross-Compliance-Verpflichtungen zu verringern. Um zu gewihrleisten, dass die
Moglichkeit, die zu kontrollierende Grundgesamtheit zu begrenzen, moglichst effizient genutzt wird, ist es ferner
angezeigt, von Artikel 35, Artikel 50 Absatz 5 und Artikel 68 Absatz 4 der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 809/2014 abzuweichen und es den Mitgliedstaaten zu gestatten, die in diesen Bestimmungen vorgeschriebene
Erhohung der Kontrollsitze zu verschieben, einschlieSlich der Kontrollsitze, die sich aus den Ausnahmeregelungen
gemdll Artikel 4 Absatz 4, Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 9 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU)
2020/532 ergeben.

(7)  Durch die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Abweichungen von der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 809/2014 sollten Verzégerungen bei den Kontrollmafinahmen und der Bearbeitung von Beihilfeantrdgen in den
Mitgliedstaaten verhindert und somit Verzogerungen bei den Auszahlungen an die Begiinstigten fiir das Jahr 2021
vermieden werden. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass diese Ausnahmeregelungen die wirtschaftliche
Haushaltsfihrung und das Erfordernis einer ausreichenden Zuverldssigkeitsgewdhr nicht beeintrachtigen.
Mitgliedstaaten, die von diesen Ausnahmeregelungen Gebrauch machen, missen daher alle erforderlichen
Mafinahmen treffen, um sicherzustellen, dass iiberhohte Zahlungen vermieden werden und die Wiedereinziehung
rechtsgrundlos gezahlter Betrige eingeleitet wird. Zudem sollte die Inanspruchnahme dieser Ausnahmeregelungen
fur die Haushaltsjahre 2021 und 2022 in die Verwaltungserklirung nach Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/201 3 aufgenommen werden.

(®) Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften iiber
Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stiitzungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und
zur Aufthebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013,
S. 608).
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Die Durchfithrungsverordnungen (EU) Nr. 180/2014 () und (EU) Nr. 181/2014 der Kommission (%) sehen fiir die
Kontrollen bei den Sondermaflnahmen im Bereich der Landwirtschaft in den Regionen in dufSerster Randlage der
Union und auf den kleineren Inseln des Agiischen Meeres Kontrollsitze vor. Da die zur Bekimpfung der COVID-
19-Pandemie ergriffenen Maffnahmen auch die Regionen in dufSerster Randlage der Union und die kleineren Inseln
des Agiischen Meeres betreffen, ist es angebracht, von diesen Verordnungen abzuweichen, indem die Méglichkeiten
der Nutzung neuer Technologien zur Erlangung alternativer Nachweise ausgeweitet und die Kontrollsitze fiir Vor-
Ort-Kontrollen im Jahr 2021 angepasst werden.

Gemidfl Artikel 24 der Durchfihrungsverordnung (EU) 2017/892 der Kommission (°) iiberpriifen die
Mitgliedstaaten, auch durch Vor-Ort-Kontrollen, die Einhaltung der Anerkennungskriterien fiir Erzeugerorgani-
sationen oder Vereinigungen von Erzeugerorganisationen im Sektor Obst und Gemiise. Aufgrund der zur
Bekidmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafsnahmen sollten beziiglich der Anerkennungskriterien im
Jahr 2021 keine Vor-Ort-Kontrollen durchgefithrt werden miissen.

(10) Artikel 27 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 sieht vor, dass sich die Vor-Ort-Kontrollen

jahrlich auf eine Stichprobe von mindestens 30 % der insgesamt beantragten Beihilfe erstrecken und dass jede
Erzeugerorganisation oder Vereinigung von Erzeugerorganisationen im Sektor Obst und Gemiise, die ein
operationelles Programm durchfiihrt, mindestens alle drei Jahre kontrolliert wird. Gemafl Artikel 27 Absatz 7 der
genannten Verordnung miissen zudem Aktionen in einzelnen Betrieben der Mitglieder von Erzeugerorganisationen,
die zu der Stichprobe gemifl Artikel 27 Absatz 2 der genannten Verordnung gehéren, mindestens einmal
Gegenstand eines Besuchs sein, um die Durchfithrung zu tberpriifen. Aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-
19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen kénnen die Mitgliedstaaten diese Anforderungen moglicherweise nicht
erfiillen, sodass es ihnen gestattet werden sollte, im Jahr 2021 einen geringeren Prozentsatz solcher Kontrollen
durchzufithren, und die Anforderungen an die Haufigkeit der Besuche bei Erzeugerorganisationen fiir das Jahr 2021
keine Anwendung finden sollten.

(11) Gemif Artikel 29 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 miissen sich die Kontrollen der ersten

Stufe bei Marktriicknahmen auf 100 % der Menge der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse erstrecken, mit
Ausnahme von zur kostenlosen Verteilung bestimmten Erzeugnissen, bei denen die Mitgliedstaaten gemifS
Artikel 29 Absatz 3 der genannten Verordnung einen geringeren Prozentsatz kontrollieren konnen, jedoch nicht
weniger als 10 % der wihrend des Wirtschaftsjahrs anfallenden Mengen einer Erzeugerorganisation. Aufgrund der
zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen konnen die Mitgliedstaaten diese Anforderung
moglicherweise nicht erfiillen, sodass es ihnen im Jahr 2021 gestattet werden sollte, auch bei allen anderen aus dem
Markt genommenen Erzeugnissen unabhingig von ihrem Bestimmungszweck einen geringeren Prozentsatz zu
kontrollieren, jedoch nicht weniger als 10 % der wahrend des Wirtschaftsjahrs anfallenden Mengen einer Erzeugeror-
ganisation.

(12) Gemif Artikel 30 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 muss jede Kontrolle eine Stichproben-

kontrolle umfassen, die mindestens 5 % der wahrend des Wirtschaftsjahres von der Erzeugerorganisation aus dem
Markt genommenen Mengen betrifft. Aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen
Maflnahmen konnen die Mitgliedstaaten diese Anforderung maoglicherweise nicht erfiillen, sodass es ihnen im Jahr
2021 gestattet werden sollte, Stichproben zu verwenden, die mindestens 3 % der wihrend des Wirtschaftsjahres
2020 von der Erzeugerorganisation aus dem Markt genommenen Mengen umfassen.

(13) Aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen wird es den Mitgliedstaaten

weiterhin praktisch unmoglich sein, 2021 systematische und stichprobenartige Vor-Ort-Kontrollen der jihrlichen
Beihilfeantrige, Kontrollen der ersten und zweiten Stufe bei Marktriicknahmen sowie Kontrollen der Ernte vor der
Reifung und des Nichterntens gemif$ Artikel 27 Absatz 7, Artikel 29 Absatz 2, Artikel 30 Absatz 3 bzw. Artikel 31
Absitze 1 und 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 durchzufithren. Daher sollte es den Mitgliedstaaten
gestattet sein, systematischen Vor-Ort-Kontrollen gleichwertige Kontrollen festzulegen, wie georeferenzierte Fotos,
datierte Fotos, datierte Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder Videokonferenzen mit den
Begiinstigten.

Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 180/2014 der Kommission vom 20. Februar 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Européischen Parlaments und des Rates iiber Sondermaffnahmen im Bereich der Landwirtschaft
zugunsten der Regionen in duflerster Randlage der Union (ABL L 63 vom 4.3.2014, S. 13).

Durchfiithrungsverordnung (EU) Nr. 181/2014 der Kommission vom 20. Februar 2014 mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Européischen Parlaments und des Rates iiber Sondermaffnahmen im Bereich der Landwirtschaft
zugunsten der kleineren Inseln des Agdischen Meeres (ABL. L 63 vom 4.3.2014, S. 53).

Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 der Kommission vom 13. Mirz 2017 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1308/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates fiir die Sektoren Obst und Gemiise und Verarbeitungserzeugnisse aus
Obst und Gemiise (ABI. L 138 vom 25.5.2017, S. 57).
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(14) Aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen MafSnahmen war es den Mitgliedstaaten 2020
praktisch unméglich und wird es ihnen auch 2021 praktisch unmaoglich sein, bei Malnahmen, die nach den
Artikeln 45 bis 52 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (') unterstiitzt
werden, systematische und stichprobenbasierte Vor-Ort-Kontrollen durchzufithren. Deshalb wurde fiir das
Haushaltsjahr 2020 eine Abweichung von Artikel 32 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 3 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2016/1150 der Kommission (') eingefiihrt, die fir das Haushaltsjahr 2021 beibehalten werden
sollte und die es den Mitgliedstaaten gestattet, Kontrollen festzulegen, die systematischen Vor-Ort-Kontrollen
gleichwertig sind, wie datierte Fotos, datierte Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder
Videokonferenzen mit den Begiinstigten, und durch die vor Auszahlung der Unterstiitzung iberpriift werden kann,
dass die Vorschriften fiir die Stiitzungsprogramme im Weinsektor eingehalten werden.

(15) Den Mitgliedstaaten wird es auch fiir das Haushaltsjahr 2021 praktisch unmaoglich sein, innerhalb der in Artikel 43
Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1150 gesetzten Frist bei Mafnahmen der griinen Weinlese, die
nach Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 unterstiitzt werden, systematische Vor-Ort-Kontrollen
durchzufithren. Daher sollte eine Ausnahmeregelung eingefiihrt werden, nach der der Abschluss der Kontrollen bis
zum 15. September 2021 verschoben werden kann.

(16) 1In Artikel 27 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/274 der Kommission (*?) ist die Zahl der Proben
der frischen Weintrauben festgelegt, die in dem Zeitraum aus den Rebflichen entnommen werden miissen, wenn
die betreffende Parzelle zur Errichtung einer Datenbank fiir Analysewerte von Isotopendaten gemif Artikel 39 der
Delegierten Verordnung (EU) 2018/273 der Kommission (") abgeerntet wird. In Fillen, in denen die zur
Bekidmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen Mitgliedstaaten daran hindern, solche Kontrollen
durchzufiihren, sollten sie von der Mindestzahl der Proben abweichen diirfen.

(17) Gemif Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe b der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/274 miissen die Mitgliedstaaten
bei mindestens 5 % aller in der Weinbaukartei erfassten Winzer jahrliche Vor-Ort-Kontrollen durchfithren. Da die
zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen solche Kontrollen in mehreren
weinerzeugenden Mitgliedstaaten auf lingere Zeit nicht zulassen, sollte dieser Prozentsatz fiir das Jahr 2021
verringert werden. Aus demselben Grund sollte den Mitgliedstaaten gestattet werden, im Jahr 2021 die in Artikel 31
Absatz 2 Buchstabe ¢ der genannten Verordnung erwihnten systematischen Vor-Ort-Kontrollen der Rebflachen, die
nicht im Dossier des Winzers enthalten sind, voriibergehend auszusetzen.

(18) Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 615/2014 der Kommission (**) enthalt hinsichtlich der Arbeitsprogramme
zur Stiitzung des Sektors Olivendl und Tafeloliven Vorschriften fiir Vor-Ort-Kontrollen, mit denen die Einhaltung
der Bedingungen fiir die Gewahrung der Unionsfinanzierung tberprift werden soll. Die zur Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafinahmen erschweren es maéglicherweise, diese Kontrollen gemif Artikel 6 der
genannten Verordnung durchzufithren. Den Mitgliedstaaten sollte daher Flexibilitit eingerdumt und gestattet
werden, Vor-Ort-Kontrollen im Kalenderjahr 2021 durch alternative Kontrollen zu ersetzen.

(") Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber eine gemeinsame
Marktorganisation fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79,
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013, . 671).

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1150 der Kommission vom 15. April 2016 mit Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung
(EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die nationalen Stiitzungsprogramme im Weinsektor
(ABL. L 190 vom 15.7.2016, S. 23).

(") Durchfithrungsverordnung (EU) 2018274 der Kommission vom 11. Dezember 2017 mit Durchfithrungsvorschriften zur
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems fiir
Rebpflanzungen, der Zertifizierung, der Ein- und Ausgangsregister, der obligatorischen Meldungen und Mitteilungen sowie mit
Durchfithrungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der
einschligigen Kontrollen und zur Aufhebung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/561 der Kommission (ABL L 58 vom
28.2.2018, S. 60).

() Delegierte Verordnung (EU) 2018/273 der Kommission vom 11. Dezember 2017 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013
des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems fiir Rebpflanzungen, der Weinbaukartei, der
Begleitdokumente und der Zertifizierung, der Ein- und Ausgangsregister, der obligatorischen Meldungen, Mitteilungen und
Veroffentlichung der mitgeteilten Informationen und zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europischen
Parlaments und des Rates in Bezug auf die diesbeziiglichen Kontrollen und Sanktionen sowie zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 555/2008, (EG) Nr. 606/2009 und (EG) Nr. 607/2009 der Kommission und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 436/2009
und der Delegierten Verordnung (EU) 2015/560 der Kommission (ABL. L 58 vom 28.2.2018, S. 1).

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 615/2014 der Kommission vom 6. Juni 2014 mit Durchfithrungsbestimmungen zu der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates und zu der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Arbeitsprogramme zur Stiitzung des Sektors Olivenol und Tafeloliven (ABI. L
168 vom 7.6.2014, S. 95).
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(19) Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1368 der Kommission (**) hinsichtlich der Beihilfe im Bienenzuchtsektor
enthalt Vorschriften in Bezug auf die Uberwachung und Kontrolle der ordnungsgemifen Durchfithrung der
nationalen Imkereiprogramme, die tatsichlich entstandenen Ausgaben sowie die korrekte Anzahl der von den
Imkern gemeldeten Bienenstocke. Gemaf Artikel 8 Absatz 3 der genannten Verordnung miissen die Mitgliedstaaten
sicherstellen, dass mindestens 5 % der Antragsteller, die im Rahmen ihrer Imkereiprogramme eine Beihilfe
beantragen, einer Vor-Ort-Kontrolle unterzogen werden. Die zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen
Mafinahmen erschweren es moglicherweise, die zur Erreichung dieses Schwellenwerts erforderlichen Vor-Ort-
Kontrollen durchzufithren. Den Mitgliedstaaten sollte daher Flexibilitt eingerdumt und gestattet werden, von dieser
Anforderung abzuweichen. Diese Ausnahmeregelung sollte jedoch nicht dazu fithren, dass sich das Risiko fiir
rechtsgrundlos geleistete Zahlungen erhoht. Daher sollte jede Verringerung der Anzahl von Vor-Ort-Kontrollen,
soweit moglich, mit mehr alternativen Kontrollen einhergehen.

(20) Da die in dieser Verordnung vorgeschenen Maflnahmen erforderlich sind, damit die Mitgliedstaaten unter Einhaltung
der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen Kontrollkampagnen durchfiihren kénnen,
sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten und
riickwirkend gelten, um die gesamte Dauer der entsprechenden Kontrollkampagnen abzudecken: Die Mafinahmen
in den Kapiteln I und II und in Kapitel III Abschnitte 3 und 4 sollten mit Wirkung vom 1. Januar 2021 gelten, was
im integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem dem Beginn des Antragsjahrs bzw. bei nicht flichenbezogenen
und nicht tierbezogenen Mafinahmen zur Forderung der Entwicklung des lindlichen Raums und Mafnahmen im
Weinsektor dem Beginn des Kalenderjahrs entspricht; die Mainahmen in Kapitel III Abschnitte 1 und 2 sollten mit
Wirkung vom 16. Oktober 2020 gelten, was dem Beginn des Haushaltsjahrs entspricht, und die Mafnahmen in
Kapitel IIT Abschnitt 5 sollten mit Wirkung vom 1. August 2020 gelten, was dem Beginn des Imkereijahrs entspricht.

(21) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
Agrarfonds, des Ausschusses fur Direktzahlungen, des Ausschusses fiir die Entwicklung des landlichen Raums und
des Ausschusses fiir die gemeinsame Organisation der Agrarmarkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ABWEICHUNGEN VON DER DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 809/2014

Artikel 1

Aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen konnen die Mitgliedstaaten abweichend
von Artikel 24 Absatz 4, Artikel 48 Absatz 5, Artikel 49 Absatz 1, Artikel 52 Absatz 1, Artikel 60 Absatz 2 Unterabsatz 3
und Artikel 71 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 beschliefRen, bei fiir das Antragsjahr 2021 bzw.
fur das Kalenderjahr 2021 durchzufithrenden Kontrollen die gemifl der genannten Verordnung durchzufithrenden
physischen Kontrollen, insbesondere Feldbegehungen und Vor-Ort-Kontrollen, vollstindig durch Fotoauswertung von
Orthofotos (Satelliten- oder Luftbilder) oder die Nutzung neuer Technologien wie georeferenzierter Fotos oder durch
andere sachdienliche Nachweise zu ersetzen, einschlieflich Nachweisen, die vom Begiinstigten auf Aufforderung der
zustdndigen Behorde erbracht wurden, anhand deren die zustindige Behorde zu belastbaren Schlussfolgerungen gelangen
kann.

Konnen die Besuche des geforderten Vorhabens oder des Investitionsstandorts gemifl Artikel 48 Absatz 5 der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 nicht durch entsprechende Nachweise ersetzt werden, so fuhren die
Mitgliedstaaten diese Besuche nach der Abschlusszahlung durch.

Artikel 2

Sind die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafsnahmen nicht in der Lage,
Vor-Ort-Kontrollen gemif$ Artikel 26 Absatz 4 und Artikel 42 Absatz 1 der Durchfiithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014
innerhalb des darin vorgeschriebenen Zeitraums durchzufithren, und kénnen durch alternative Methoden, einschliefSlich
der Nutzung neuer Technologien, die erforderlichen Nachweise nicht erbracht werden, so konnen die Mitgliedstaaten

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1368 der Kommission vom 6. August 2015 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Beihilfe im Bienenzuchtsektor (ABIL. L
211 vom 8.8.2015, S. 9).
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abweichend von den genannten Bestimmungen beschlieen, diese Kontrollen fiir das Antragsjahr 2021 bzw. fiir das
Kalenderjahr 2021 zu einem beliebigen Zeitpunkt des Jahres durchzufiihren, sofern die Férdervoraussetzungen dann noch
tiberprift werden konnen.

Artikel 3

(1)  Sind die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Maffnahmen nicht in
der Lage, im Antragsjahr 2021 bzw. im Kalenderjahr 2021 Vor-Ort-Kontrollen im Einklang mit den Artikeln 30 bis 33,
Artikel 35, Artikel 40a Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c, Artikel 40a Absatz 2 Buchstabe b, Artikel 50 Absatz 1
Unterabsatz 1, Artikel 50 Absatz 5, Artikel 52 Absatz 2, Artikel 60 Absatz 2 Unterabsatz 3, Artikel 68 Absatz 1
Unterabsatz 1 und Artikel 68 Absatz 4 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 durchzufithren, so kénnen die
Mitgliedstaaten beschlielen, die Vorschriften der Absitze 2 bis 13 des vorliegenden Artikels anzuwenden.

(2)  Abweichend von Artikel 30 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der Kontrollsatz im
Antragsjahr 2021 mindestens

a) 3 % aller Begiinstigten, die im Rahmen der Basispramienregelung oder der Regelung fiir die einheitliche Flichenzahlung
einen Antrag gestellt haben;

b) 3 % aller Begiinstigten, die eine Umverteilungsprdmie beantragt haben;
¢) 3 % aller Begiinstigten, die eine Zahlung fiir Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen beantragt haben;
d) 3 % aller Begiinstigten, die eine Zahlung fiir Junglandwirte beantragt haben;

e) 3 % aller Begiinstigten, die flichenbezogene Zahlungen im Rahmen der fakultativen gekoppelten Stiitzung beantragt
haben;

f) 3 % aller Begtinstigten, die eine Zahlung im Rahmen der Kleinerzeugerregelung beantragt haben;
g) 10 % der fur den Hanfanbau angemeldeten Flichen;

h) 3 % aller Beglinstigten, die eine kulturspezifische Zahlung fiir Baumwolle beantragt haben.

Mitgliedstaaten, die bereits beschlossen haben, gemaf Artikel 36 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 die
Kontrollsitze fir bestimmte Regelungen auf 3 % zu verringern, konnen fir die betreffenden in Absatz 1 genannten
Regelungen den Kontrollsatz auf 1 % verringern.

(3)  Abweichend von Artikel 31 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der Kontrollsatz im
Antragsjahr 2021 mindestens

a) 3 % aller Begiinstigten, die dem Klima- und Umweltschutz forderliche Landbewirtschaftungsmethoden beachten
miissen;

b) 1%

i) aller fiir die Okologisierungszahlung infrage kommenden Begiinstigten, die aufgrund des Nichterreichens der in den
Artikeln 44 und 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten Schwellenwerte von den Verpflichtungen zur
Anbaudiversifizierung sowie zur Flichennutzung im Umweltinteresse befreit sind und die nicht unter die
Verpflichtungen gemaf$ Artikel 45 der genannten Verordnung fallen, oder

ii) —in den Jahren, in denen Artikel 44 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission (") in einem
Mitgliedstaat nicht gilt — der fiir die Okologisierungszahlung infrage kommenden Begiinstigten, die aufgrund des
Nichterreichens der in den Artikeln 44 und 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten Schwellenwerte von
den Verpflichtungen zur Anbaudiversifizierung sowie zur Flichennutzung im Umweltinteresse befreit sind und die
nicht unter die Verpflichtung gemifs Artikel 45 Absatz 1 der genannten Verordnung fallen;

) 3 % aller Begiinstigten, die die Okologisierungsmethoden beachten miissen und die nationale oder regionale Umweltzer-
tifizierungssysteme gemafl Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 nutzen.

(*) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission vom 11. Mdrz 2014 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 13072013
des Europdischen Parlaments und des Rates mit Vorschriften iiber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im
Rahmen von Stiitzungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Anderung des Anhangs X der genannten Verordnung
(ABL. L 181 vom 20.6.2014, S. 1).
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Der in Unterabsatz 1 Buchstabe a genannte Kontrollsatz muss zudem mindestens 3 % aller Begiinstigten umfassen, die in
Gebieten gemdf der Richtlinie 92/43/EWG des Rates (V) oder der Richtlinie 2009/147[EG des Européischen Parlaments
und des Rates (**) und anderen in Artikel 45 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten sensiblen Gebieten
tiber Flichen mit umweltsensiblem Dauergriinland verfiigen.

(4)  Abweichend von Artikel 32 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der Kontrollsatz im
Antragsjahr 2021 mindestens

a) 3 % aller Begiinstigten, die Antrége fiir Mainahmen zur Entwicklung des lindlichen Raums gestellt haben;

b) 3 % aller Kollektive, die einen Kollektivantrag vorgelegt haben.

Der in Unterabsatz 1 Buchstabe a genannte Kontrollsatz von 3 % muss bei den Mafinahmen gemif§ den Artikeln 28 und 29
der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) auf Ebene der Einzelmanahme
erreicht werden.

(5)  Abweichend von Artikel 33 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der Kontrollsatz im
Antragsjahr 2021 mindestens 3 % aller Begiinstigten, die im Rahmen von Beihilferegelungen fiir Tiere einen Antrag gestellt
haben, und erstreckt sich je Beihilferegelung auf mindestens 3 % aller Tiere.

(6)  Abweichend von Artikel 35 der Durchfilhrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 konnen die Mitgliedstaaten
beschlieen, die Erhohung des Kontrollsatzes, die bei den in den Absitzen 2 bis 5 genannten Beihilferegelungen und
Stitzungsmafinahmen im Antragsjahr 2021 hitte vorgenommen werden miissen, zu verschieben und durch eine
entsprechende Erh6hung im Antragsjahr 2022 zu ersetzen.

(7)  Abweichend von Artikel 40a Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ Satz 1 der Durchfihrungsverordnung (EU)
Nr. 809/2014 werden die einschlagigen Kontrollen in Bezug auf die Forderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen
Auflagen bei mindestens 3 % der betreffenden Begiinstigten durchgefiihrt.

(8)  Abweichend von Artikel 40a Absatz 2 Buchstabe b der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 wird die
Uberpriifung des Tetrahydrocannabinolgehalts in Hanf auf mindestens 10 % der Flichen durchgefiihrt.

(9)  Abweichend von Artikel 50 Absatz 1 Unterabsatz 1 und Artikel 60 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der Kontrollsatz im Kalenderjahr 2021 mindestens 3 %.

(10)  Abweichend von Artikel 50 Absatz 5 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 konnen die
Mitgliedstaaten beschliefen, die Erhchung des Kontrollsatzes, die im Kalenderjahr 2021 hitte vorgenommen werden
miissen, zu verschieben und durch eine entsprechende Erhohung im Kalenderjahr 2022 zu ersetzen.

(11)  Abweichend von Artikel 52 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der Kontrollsatz
fur Ex-post-Kontrollen im Kalenderjahr 2021 mindestens 0,6 %.

(12)  Abweichend von Artikel 68 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 betrdgt der
Mindestkontrollsatz im Antragsjahr 2021 im Bereich der Cross-Compliance 0,5 %.

(13)  Abweichend von Artikel 68 Absatz 4 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 konnen die
Mitgliedstaaten beschlieen, die Erhohung der Kontrollsitze, die im Antragsjahr 2021 hitte vorgenommen werden
miissen, zu verschieben und durch eine entsprechende Erh6hung im Antragsjahr 2022 zu ersetzen.

(") Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABL L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

(") Richtlinie 2009/147[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten (ABL. L 20 vom 26.1.2010, S. 7).

(**) Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Forderung der
lindlichen Entwicklung durch den Europiischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums (ELER) und zur
Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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Artikel 4

Bei Mitgliedstaaten, die die Artikel 1, 2 und 3 anwenden, muss die Verwaltungserklirung gemafs Artikel 7 Absatz 3
Unterabsatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 fiir die Haushaltsjahre 2021 und 2022 eine Bestdtigung
auf der Grundlage der Priifung aller hierfir erforderlichen Informationen enthalten, dass tiberhohte Zahlungen an
Begiinstigte vermieden wurden und die Wiedereinziehung rechtsgrundlos gezahlter Betrige eingeleitet wurde.

KAPITEL II

ABWEICHUNGEN VON DEN SONDERMARNAHMEN ZUGUNSTEN DER REGIONEN IN AURERSTER RANDLAGE DER
UNION UND DER KLEINEREN INSELN DES AGAISCHEN MEERES

ABSCHNITT 1

Abweichungen von der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 180/2014

Artikel 5

(1)  Sind die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen nicht in
der Lage, Warenkontrollen in den Regionen in duflerster Randlage gemaf$ den Bestimmungen des Artikels 16 Absatz 2 der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 180/2014 durchzufiihren, so kénnen sie abweichend von der genannten Bestimmung
im Jahr 2021 beschliefen, Warenkontrollen gemaf Absatz 2 des vorliegenden Artikels durchzufiihren.

(2)  Die bei der Einfuhr, der Verbringung, der Ausfuhr und dem Versand von Agrarerzeugnissen in den betreffenden
Regionen in dufSerster Randlage vorzunehmenden Warenkontrollen werden bei einer reprisentativen Stichprobe von
mindestens 3 % der gemdfl Artikel 9 der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 180/2014 vorgelegten Lizenzen bzw.
Bescheinigungen vorgenommen.

(3)  Sind die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen nicht in
der Lage, Vor-Ort-Kontrollen in den Regionen in dufSerster Randlage gemifl den Bestimmungen des Artikels 22 der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 180/2014 durchzufithren, so konnen sie abweichend von dem genannten Artikel im
Jahr 2021 beschliefen, Vor-Ort-Kontrollen gemifl Absatz 4 des vorliegenden Artikels durchzufiihren.

(4)  Auf der Grundlage einer Risikoanalyse gemifl Artikel 24 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 180/2014 nehmen die zustindigen Behorden vor Ort Stichprobenkontrollen bei mindestens 3 % der Beihilfeantrage
vor. Die Stichprobe muss zudem fiir jede einzelne Aktion mindestens 3 % der Mengen umfassen, fur die die Beihilfe
gewihrt wird.

(5)  Sind die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen nicht in
der Lage, fiir das Jahr 2021 Vor-Ort-Kontrollen der Sondermaflnahmen zugunsten der Regionen in duferster Randlage
gemifd Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 22 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 180/2014 durchzufiihren, so konnen
sie abweichend von den genannten Bestimmungen beschliefen,

a) anstelle von Vor-Ort-Kontrollen neue Technologien einzusetzen, einschlieflich georeferenzierter Fotos, datierter Fotos,
datierter Drohneniiberwachungsberichte, Videokonferenzen mit den Begiinstigten oder sachdienlicher Nachweise, die
die Uberpriifung der ordnungsgemiflen Durchfithrung der Manahmen unterstiitzen konnten;

b) diese Kontrollen zu einem beliebigen Zeitpunkt des Jahres — auch nach der Abschlusszahlung — durchzufiihren, sofern
die Fordervoraussetzungen dann noch iiberpriift werden konnen.

(6)  Abweichend von Artikel 59 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 konnen die Mitgliedstaaten beschliefSen,
die Erhohung des Kontrollsatzes, die bei den in den Absidtzen 1 bis 5 genannten Beihilferegelungen und Stiitzungs-
maflnahmen im Antragsjahr 2021 hitte vorgenommen werden miissen, zu verschieben und durch eine entsprechende
Erhéhung im Antragsjahr 2022 zu ersetzen.
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ABSCHNITT 2

Abweichungen von der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 181/2014

Artikel 6

(1)  Ist Griechenland aufgrund der zur Bekdimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Maflnahmen nicht in der Lage,
Warenkontrollen gemif den Bestimmungen des Artikels 13 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 181/2014
durchzufihren, so kann Griechenland abweichend von der genannten Bestimmung im Jahr 2021 beschliefSen,
Warenkontrollen gemdfl Absatz 2 des vorliegenden Artikels durchzufiihren.

(2)  Die bei der Verbringung von Agrarerzeugnissen auf den kleineren Inseln des Agdischen Meeres vorzunehmenden
Warenkontrollen miissen sich auf eine reprasentative Stichprobe von mindestens 3 % der gemifl Artikel 7 der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 181/2014 vorgelegten Bescheinigungen erstrecken. Die gemifs Abschnitt 3 der
genannten Verordnung bei der Ausfuhr oder dem Versand von Agrarerzeugnissen auf den kleineren Inseln des Agdischen
Meeres vorzunehmenden Warenkontrollen werden auf der Grundlage der von Griechenland festgelegten Risikoprofile bei
einer reprasentativen Stichprobe von mindestens 3 % der Vorginge vorgenommen.

(3)  Ist Griechenland aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Maflnahmen nicht in der Lage,
Vor-Ort-Kontrollen gemifl den Bestimmungen des Artikels 20 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 181/2014
durchzufithren, so kann Griechenland abweichend von dem genannten Artikel im Jahr 2021 beschliefen, Vor-Ort-
Kontrollen gemif$ Absatz 4 des vorliegenden Artikels durchzufiihren.

(4)  Auf der Grundlage einer Risikoanalyse gemdf Artikel 22 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU)
Nr. 181/2014 nehmen die zustindigen Behorden bei jeder einzelnen Aktion vor Ort Stichprobenkontrollen bei
mindestens 3 % der Beihilfeantrige vor. Die Stichprobe muss zudem fiir jede einzelne Aktion mindestens 3 % der Mengen
umfassen, fiir die die Beihilfe gewihrt wird.

(5)  Ist Griechenland aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafsnahmen nicht in der Lage,
fiir das Jahr 2021 Vor-Ort-Kontrollen der Sondermafnahmen zugunsten der kleineren Inseln des Agiischen Meeres gemif
Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 20 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 181/2014 durchzufithren, so kann
Griechenland abweichend von den genannten Bestimmungen beschliefen,

a) anstelle von Vor-Ort-Kontrollen neue Technologien einzusetzen, einschlieflich georeferenzierter Fotos, datierter Fotos,
datierter Drohneniiberwachungsberichte, Videokonferenzen mit den Begiinstigten oder sachdienlicher Nachweise, die
die Uberpriifung der ordnungsgemiflen Durchfithrung der Mainahmen unterstiitzen konnten;

b) diese Kontrollen zu einem beliebigen Zeitpunkt des Jahres — auch nach der Abschlusszahlung — durchzufiihren, sofern
die Fordervoraussetzungen dann noch tiberpriift werden kénnen.

(6)  Abweichend von Artikel 59 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 kann Griechenland beschlieen, die
Erhohung des Kontrollsatzes, die bei den in den Absitzen 1 bis 5 genannten Beihilferegelungen und Stiitzungsmafnahmen
im Antragsjahr 2021 hitte vorgenommen werden miissen, zu verschieben und durch eine entsprechende Erhéhung im
Antragsjahr 2022 zu ersetzen.

KAPITEL III

ABWEICHUNGEN VON DEN VORSCHRIFTEN ZUR DURCHFUHRUNG DER GEMEINSAMEN MARKTORGANISATION

ABSCHNIIT 1

Abweichungen von der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2017/892

Artikel 7

(1)  Abweichend von Artikel 24 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 werden fiir das Jahr 2021 keine Vor-Ort-
Kontrollen in Bezug auf die Anerkennungskriterien vorgenommen.
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(2)  Abweichend von Artikel 27 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 gilt:

a) Im Jahr 2021 erstrecken sich die Vor-Ort-Kontrollen gemaf Artikel 27 der genannten Verordnung auf eine Stichprobe
von mindestens 10 % der insgesamt fiir das Jahr 2020 beantragten Beihilfe.

b) Die Vorschrift, dass jede Erzeugerorganisation oder Vereinigung von Erzeugerorganisationen, die ein operationelles
Programm durchfithrt, mindestens alle drei Jahre kontrolliert wird, gilt nicht fiir die Vor-Ort-Kontrollen im Jahr 2021.

(3)  Abweichend von Artikel 27 Absatz 7 der Durchfihrungsverordnung (EU) 2017/892 gilt die Vorschrift, dass
Aktionen in einzelnen Betrieben der Mitglieder von Erzeugerorganisationen, die zu der Stichprobe gemafl Artikel 27
Absatz 2 der genannten Verordnung gehoren, mindestens einmal Gegenstand eines Besuchs am Ort der Durchfiihrung der
Aktion sind, um die Durchfithrung zu tiberpriifen, nicht fiir die Vor-Ort-Kontrollen im Jahr 2021. Diese Besuche kénnen
durch andere, von den Mitgliedstaaten festzulegende Arten von Kontrollen ersetzt werden, wie georeferenzierte Fotos,
datierte Fotos, datierte Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder Videokonferenzen mit den
Begiinstigten.

(4)  Abweichend von Artikel 29 Absatz 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 kénnen die Mitgliedstaaten im
Jahr 2021 bei allen aus dem Markt genommenen Erzeugnissen unabhingig von ihrem Bestimmungszweck einen geringeren
Prozentsatz als nach der genannten Bestimmung kontrollieren, sofern dieser nicht weniger als 10 % der wihrend des
Wirtschaftsjahres anfallenden Mengen einer Erzeugerorganisation betrdgt. Die Kontrolle kann in den Riumlichkeiten der
Erzeugerorganisationen oder bei den Einrichtungen der Erzeugnisempfinger vorgenommen werden. Werden bei den
Kontrollen UnregelmifSigkeiten festgestellt, so fithren die Mitgliedstaaten zusitzliche Kontrollen durch. Diese Kontrollen
konnen durch andere, von den Mitgliedstaaten festzulegende Arten von Kontrollen ersetzt werden, wie georeferenzierte
Fotos, datierte Fotos, datierte Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder Videokonferenzen mit den
Begiinstigten.

(5)  Abweichend von Artikel 30 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 muss im Jahr 2021 jede
Kontrolle eine Stichprobenkontrolle umfassen, die mindestens 3 % der wihrend des Wirtschaftsjahrs 2020 von der
Erzeugerorganisation aus dem Markt genommenen Mengen betrifft. Diese Kontrollen konnen durch andere, von den
Mitgliedstaaten festzulegende Arten von Kontrollen ersetzt werden, wie georeferenzierte Fotos, datierte Fotos, datierte
Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder Videokonferenzen mit den Begiinstigten.

(6)  Abweichend von Artikel 31 Absitze 1 und 2 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/892 kénnen die Vor-Ort-
Kontrollen im Jahr 2021 durch andere, von den Mitgliedstaaten festzulegende Arten von Kontrollen ersetzt werden, wie
georeferenzierte  Fotos, datierte Fotos, datierte Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder
Videokonferenzen mit den Begiinstigten.

ABSCHNIIT 2

Abweichungen von der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/1150

Artikel 8

(I)  Konnen die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen im
Haushaltsjahr 2021 Vor-Ort-Kontrollen nicht im Einklang mit Artikel 32 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 3 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1150 durchfithren, konnen diese Kontrollen abweichend von den genannten
Bestimmungen durch andere, von den Mitgliedstaaten festzulegende Arten von Kontrollen ersetzt werden, wie datierte
Fotos, datierte Drohneniiberwachungsberichte, Verwaltungskontrollen oder Videokonferenzen mit den Begiinstigten,
wenn dadurch die Einhaltung der Vorschriften fiir die Stiitzungsprogramme im Weinsektor gewahrleistet wird.

(2)  Konnen die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen im
Haushaltsjahr 2021 Vor-Ort-Kontrollen nicht im Einklang mit Artikel 43 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU)
20161150 durchfithren, konnen diese Kontrollen bei Vorhaben der grinen Weinlese abweichend von der genannten
Bestimmung bis zum 15. September 2021 durchgefithrt werden.
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ABSCHNITT 3

Abweichungen von der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/274

Artikel 9

(1)  Konnen die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Mafnahmen
wihrend der Traubenlese im Jahr 2021 frische Trauben nicht in dem Umfang entnehmen und verarbeiten, wie in
Anhang III Teil II der genannten Verordnung festgelegt, so diirfen sie abweichend von Artikel 27 Absatz 3 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/274 von dieser Zahl der Proben abweichen.

(2)  Konnen die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Malnahmen Vor-
Ort-Kontrollen im Jahr 2021 nicht im Einklang mit Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe b der Durchfithrungsverordnung (EU)
2018/274 durchfithren, nehmen sie solche Kontrollen abweichend von der genannten Bestimmung bei mindestens 3 %
aller in der Weinbaukartei erfassten Winzer vor.

(3)  Abweichend von Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/274 koénnen die
Mitgliedstaaten im Jahr 2021 die systematischen Vor-Ort-Kontrollen der Rebfldchen, die nicht im Dossier des Winzers
enthalten sind, voriibergehend aussetzen, wenn sie aufgrund der zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen
Mafinahmen diese Kontrollen nicht durchfiihren konnen.

ABSCHNITT 4

Abweichung von der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 615/2014

Artikel 10

Koénnen die Mitgliedstaaten aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie ergriffenen Maffnahmen die Vor-Ort-
Kontrollen im Kalenderjahr 2021 nicht rechtzeitig durchfiithren, konnen sie abweichend von Artikel 6 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) Nr. 615/2014 beschliefen, die Vor-Ort-Kontrollen ganz oder teilweise durch Verwaltungskontrollen oder
durch die Nutzung sachdienlicher Nachweise, einschlieBlich georeferenzierter Fotos, Videotelefonaten oder anderer
elektronischer Nachweise, zu ersetzen.

ABSCHNIIT 5

Abweichung von der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1368

Artikel 11

Abweichend von Artikel 8 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1368 konnen die Mitgliedstaaten im
Imkereijahr 2021 beschliefen, vom Mindestsatz von 5 % fiir Vor-Ort-Kontrollen der Antragsteller, die im Rahmen ihres
Imkereiprogramms eine Beihilfe beantragt haben, abzuweichen, wenn sie die geplanten Vor-Ort-Kontrollen durch
alternative Kontrollen mithilfe von angeforderten Fotografien, Videotelefonaten oder anderen Mitteln ersetzen, die die
Uberpriifung der ordnungsgemifen Durchfithrung der im Imkereiprogramm vorgesehenen Mafnahmen unterstiitzen
konnten.
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KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 12
Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdgischen Union in Kraft.
Die Kapitel I und II sowie Kapitel IIT Abschnitte 3 und 4 gelten mit Wirkung vom 1. Januar 2021.
Kapitel III Abschnitte 1 und 2 gelten mit Wirkung vom 16. Oktober 2020.
Kapitel IIT Abschnitt 5 gilt mit Wirkung vom 1. August 2020.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Mai 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021 /726 DER KOMMISSION
vom 4. Mai 2021

zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Laufzeit der
Genehmigungen fiir die Wirkstoffe Adoxophyes orana granulovirus und Flutriafol

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufthebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des
Rates (), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 1,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)  In Teil A des Anhangs der Durchfiithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission (3 sind die Wirkstoffe
aufgefiihrt, die als gemafs der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 genehmigt gelten.

(2)  Die Laufzeit der Genehmigung fiir den Wirkstoff Flutriafol wurde mit der Durchfithrungsverordnung (EU)
2018/1266 der Kommission () vom 31. Mai 2021 bis zum 31. Mai 2024 und mit der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2020/2007 der Kommission () zusdtzlich bis zum 31. August 2024 verlingert. Die
Giiltigkeitsdauer der Genehmigung fiir den Wirkstoff Adoxophyes orana granulovirus wurde mit der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2020/2007 vom 31. Januar 2023 bis zum 31. Januar 2024 verldngert.

() ABL L 309 vom 24.11.2009, . 1.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchfihrung der Verordnung (EG)
Nr. 1107/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe (ABL. L 153 vom 11.6.2011,
S.1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/1266 der Kommission vom 20. September 2018 zur Anderung der Durchfithrungsverordnung
(EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Genehmigungszeitrdaume fiir die Wirkstoffe 1-Decanol, 6-Benzyladenin,
Aluminiumsulfat, Azadirachtin, Bupirimat, Carboxin, Clethodim, Cycloxydim, Dazomet, Diclofop, Dithianon, Dodin, Fenazaquin,
Fluometuron, Flutriafol, Hexythiazox, Hymexazol, Indolyl-Buttersiure, Isoxaben, Schwefelkalk, Metaldehyd, Paclobutrazol,
Pencycuron, Sintofen, Tau-Fluvalinat und Tebufenozid (ABL. L 238 vom 21.9.2018, S. 81).

(9 Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/2007 der Kommission vom 8. Dezember 2020 zur Anderung der Durchfithrungs-
verordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlingerung der Laufzeit der Genehmigung fur die Wirkstoffe 1-Decanol, 1,4-
Dimethylnaphthalin, 6-Benzyladenin, Acequinocyl, Adoxophyes orana granulovirus, Aluminiumsulfat, Amisulbrom, Aureobasidium
pullulans (Stimme DSM 14940 und DSM 14941), Azadirachtin, Bacillus pumilus QST 2808, Benalaxyl-M, Bixafen, Bupirimat,
Candida oleophila Stamm O, Chlorantraniliprol, Dinatriumphosphonat, Dithianon, Dodin, Emamectin, Flubendiamid, Fluometuron,
Fluxapyroxad, Flutriafol, Hexythiazox, Imazamox, Ipconazol, Isoxaben, L-Ascorbinsiure, Schwefelkalk, Orangendl, Paecilomyces
fumosoroseus Stamm FE 9901, Pendimethalin, Penflufen, Penthiopyrad, Kaliumphosphonat, Prosulfuron, Pseudomonas sp. Stamm
DSMZ 13134, Pyridalyl, Pyriofenon, Pyroxsulam, Quinmerac, S-Abscisinsiure, Sedaxan, Sintofen, Natriumsilberthiosulfat,
Spinetoram, Spirotetramat, Streptomyces lydicus Stamm WYEC 108, Tau-Fluvalinat, Tebufenozid, Tembotrion, Thiencarbazon,
Valifenalat, Zinkphosphid (ABL. L 414 vom 9.12.2020, S. 10).
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(3)  Es wurden Antrdge auf Erneuerung der Genehmigung fiir die betreffenden Wirkstoffe gemdfl Artikel 1 der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission (°) gestellt. Hinsichtlich der Wirkstoffe Adoxophyes
orana granulovirus und Flutriafol haben die Antragsteller jedoch bestitigt, dass sie den Antrag auf Erneuerung der
Genehmigung nicht linger unterstiitzen.

(4)  Angesichts der Zielsetzung von Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ist die Verlingerung der
Genehmigungszeitriume fir diese Wirkstoffe, die in der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/2007 vorgesehen
ist, nicht mehr gerechtfertigt. Daher sollte vorgesehen werden, dass die Genehmigungen fiir Adoxophyes orana
granulovirus und Flutriafol zu dem Zeitpunkt auslaufen, an dem sie ohne die Verldngerung auslaufen wiirden.

(5)  Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 sollte daher entsprechend geindert werden.

(6)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird gemidf dem Anhang der vorliegenden Verordnung
gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Mai 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission vom 18. September 2012 zur Festlegung der notwendigen
Bestimmungen fiir das Erneuerungsverfahren fiirr Wirkstoffe gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Européischen Parlaments
und des Rates iiber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABL. L 252 vom 19.9.2012, S. 26).
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ANHANG

Teil A des Anhangs der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird wie folgt gedndert:

(1) In Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 26 (Adoxophyes orana granulovirus) wird das Datum durch ,31. Januar
2023 ersetzt.

(2) In Spalte 6 (Befristung der Zulassung) des Eintrags 353 (Flutriafol) wird das Datum durch ,31. Mai 2021 ersetzt.
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2021/727 DES RATES
vom 29. April 2021

iiber die Vorlage — im Namen der Europiischen Union — von Vorschligen zur Anderung der
Anlagen A und B des Ubereinkommens von Minamata iiber mit Quecksilber versetzte Produkte und
Herstellungsprozesse, bei denen Quecksilber oder Quecksilberverbindungen verwendet werden

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Das Ubereinkommen von Minamata iiber Quecksilber (im Folgenden ,Ubereinkommen*) wurde von der Union mit
dem Beschluss (EU) 2017/939 des Rates (') geschlossen und trat am 16. August 2017 in Kraft.

(2)  Gemaf dem Beschluss MC-1/1 iiber die Geschiftsordnung, den die Konferenz der Vertragsparteien des
Ubereinkommens bei ihrer ersten Tagung angenommen hat, sollten sich die Vertragsparteien des Ubereinkommens
(im Folgenden ,Vertragsparteien®) nach Kriften um eine einvernehmliche Einigung in allen substanziellen Fragen
bemiihen.

(3)  Gemif Artikel 4 Absatz 8 und Artikel 5 Absatz 10 des Ubereinkommens sollte die Konferenz der Vertragsparteien
bis zum 16. August 2022 die Anlagen A und B des Ubereinkommens unter Beriicksichtigung der von den
Vertragsparteien gemif Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 5 Absatz 9 des Ubereinkommens vorgelegten Vorschlige,
der vom Sekretariat des Ubereinkommens (im Folgenden ,Sekretariat®) geméf8 Artikel 4 Absatz 4 und Artikel 5
Absatz 4 des Ubereinkommens bereitgestellten Informationen und der Verfiigbarkeit technisch und wirtschaftlich
realisierbarer quecksilberfreier Alternativen fiir die Vertragsparteien iiberpriifen, wobei die Risiken und Vorteile fiir
die Umwelt und die menschliche Gesundheit zu beachten sind.

(4)  Die Union hat mafigeblich zur Entwicklung der Bestimmungen des Ubereinkommens {iber mit Quecksilber versetzte
Produkte und Herstellungsprozesse, bei denen Quecksilber oder Quecksilberverbindungen verwendet werden (im
Folgenden ,Quecksilberprozesse®), sowie zu den einschligigen zwischen den Tagungen durchgefiihrten Sachverstin-
digenarbeiten, die mit dem von der Konferenz der Vertragsparteien auf ihrer dritten Tagung angenommenen
Beschluss MC-3/1 eingeleitet wurden, beigetragen.

(5)  In Anhang II der Verordnung (EU) 2017/852 des Europiischen Parlaments und des Rates (?), mit dem Anlage A des
Ubereinkommens in Unionsrecht umgesetzt wird, sind mehr mit Quecksilber versetzte Produkte als im
Ubereinkommen erfasst und zusitzliche mit Quecksilber versetzte Produkte unterliegen einem im Unionsrecht
festgelegten Verbot des Inverkehrbringens auf dem Binnenmarkt.

(6)  Mit den Vorschligen zur Anderung von Anlage A des Ubereinkommens soll der Anwendungsbereich des
Ubereinkommens auf zusdtzliche mit Quecksilber versetzte Produkte mit entsprechenden Ausstiegsdaten oder
quecksilberregulierenden Mafinahmen ausgedehnt werden.

(7)  Anhang IIl der Verordnung (EU) 2017/852, mit dem Anlage B des Ubereinkommens in Unionsrecht umgesetzt wird,
umfasst zusitzlich Quecksilberprozesse und legt Ausstiegsdaten fiir alle betroffenen Prozesse fest.

(8)  Mit dem Vorschlag zur Anderung von Anlage B des Ubereinkommens soll der Anwendungsbereich des
Ubereinkommens durch Einfithrung eines Ausstiegsdatums fiir einen von dieser Anlage abgedeckten Quecksilbe-
rprozess ausgeweitet werden.

() Beschluss (EU) 2017/939 des Rates vom 11. Mai 2017 iiber den Abschluss des Ubereinkommens von Minamata iiber Quecksilber im
Namen der Europdischen Union (ABL L 142 vom 2.6.2017, S. 4).

(* Verordnung (EU) 2017/852 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 iiber Quecksilber und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 (ABI. L 137 vom 24.5.2017, S. 1).
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(9)  GemidR Artikel 26 Absatz 2 und Artikel 27 des Ubereinkommens sollte der Wortlaut einer vorgeschlagenen
Anderung den Vertragsparteien mindestens sechs Monate vor der Tagung der Konferenz der Vertragsparteien, auf
der die Anderung zur Beschlussfassung vorgeschlagen wird, vom Sekretariat iibermittelt werden. Das Sekretariat
sollte die vorgeschlagene Anderung auch den Unterzeichnern dieses Ubereinkommens und zur Kenntnisnahme dem
Verwahrer des Ubereinkommens iibermitteln. Da die vierte Tagung der Konferenz der Vertragsparteien fiir den 1.-
5. November 2021 geplant ist, sollte die Union dem Sekretariat bis zum 30. April 2021 Vorschlige zur Anderung
der Anlagen A und B des Ubereinkommens vorlegen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Union legt die im Anhang dieses Beschlusses festgelegten Vorschlige zur Anderung der Anlagen A und B des
Ubereinkommens vor.

Die Kommission leitet diese Vorschldge im Namen der Union dem Sekretariat zu.
Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 29. April 2021.

Im Namen des Rates
Die Présidentin
A. P. ZACARIAS
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ANHANG

. VORGESCHLAGENE ANDERUNGEN DER ANLAGE A Teil I DES UBEREINKOMMENS

Die Union schligt vor, folgende Eintrdge in Anlage A Teil I einzufiigen:

Datum, nach dem Herstellung, Einfuhr und

mit Quecksilber versetzte Produkte Ausfuhr des Produkts nicht erlaubt sind
(Ausstiegsdatum)
,Zink-Silberoxid-Knopfzellen mit einem Quecksilbergehalt < 2 Prozent und 2023
Zink-Luft-Knopfzellen mit einem Quecksilbergehalt < 2 Prozent
lineare Halophosphatleuchtstofflampen (LFL) fiir allgemeine 2023
Beleuchtungszwecke
Die folgenden nicht elektronischen Messgerite: 2023

a) Dehnungsmessstreifen zur Verwendung in Plethysmografen
b) Tensiometer

Die folgenden elektrischen und elektronischen Messgerite: 2023
a) Schmelzdruckwandler, Transmitter und Sensoren
b) Quecksilbervakuumpumpen

Polyurethan, einschlie€lich Behiltern fiir die Verwendung von Polyurethan 2023¢

. VORGESCHLAGENE ANDERUNGEN DER ANLAGE A Teil Il DES UBEREINKOMMENS

Die Union schlégt vor, den folgenden zusatzlichen Text in Anlage A Teil II einzufiigen:

,Bis zum 1. Januar 2024 sorgen die Vertragsparteien dafir,
i) dass Dentalamalgam nur noch in vordosierter, verkapselter Form () verwendet wird;
ii) dass die Verwendung von Quecksilber in loser Form durch Zahnirzte verboten wird;

iii) dass Betreiber zahnmedizinischer Einrichtungen, in denen Dentalamalgam verwendet wird oder Dentalamalgam-
fullungen oder solche Fiillungen enthaltende Zahne entfernt werden, ihre Einrichtungen mit Amalgamabscheidern
mit einer Abscheideleistung von 95 % (3) zur Riickhaltung und Sammlung von Amalgampartikeln, auch von im
Abwasser enthaltenen Partikeln, ausstatten;

iv) dass die Verwendung von Dentalamalgam fiir die zahnarztliche Behandlung von Milchzdhnen, von Kindern unter
15 Jahren und von Schwangeren oder Stillenden nicht mehr zugelassen ist, es sei denn, der Zahnarzt erachtet eine
solche Behandlung wegen der spezifischen medizinischen Erfordernisse bei dem jeweiligen Patienten als zwingend
notwendig.

() Amalgamkapseln, wie sie in den internationalen Normen ISO 13897:2018 und ISO 24234:2015 beschrieben sind,
gelten als geeignet fur die Verwendung durch Zahnarzte.

(*) Die Konformitit von Amalgamabscheidern sollte auf einschldgigen internationalen Normen wie der ISO 11143:2008
beruhen.

IIl. VORGESCHLAGENE ANDERUNGEN DER ANLAGE B DES UBEREINKOMMENS

Die Union schldgt vor, den folgenden neuen Eintrag in Anlage B Teil I einzuftigen:

Herstellungsprozesse unter Verwendung von Quecksilber oder

Quecksilberverbindungen Ausstiegsdatum

,Produktion von Polyurethan unter Verwendung quecksilberhaltiger 2023¢
Katalysatoren







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

m Amt fir Veroffentlichungen
der Européischen Union
L-2085 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Delegierte Verordnung (EU) 2021/723 der Kommission vom 26. Februar 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2019/787 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Einrichtung eines öffentlichen Registers, in dem die von den einzelnen Mitgliedstaaten zur Überwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen aufgeführt werden 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/724 der Kommission vom 3. März 2021 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 2019/787 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission zu den für die Überwachung der Alterungsprozesse von Spirituosen benannten Stellen und den für die Sicherstellung der Einhaltung der genannten Verordnung zuständigen Behörden 
	ANHANG I Formular für die Mitteilung gemäß Artikel 1 Absatz 1 
	ANHANG II Formular für die Mitteilung gemäß Artikel 1 Absatz 2 

	Durchführungsverordnung (EU) 2021/725 der Kommission vom 4. Mai 2021 zur Abweichung von den Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 809/2014, (EU) Nr. 180/2014, (EU) Nr. 181/2014, (EU) 2017/892, (EU) 2016/1150, (EU) 2018/274, (EU) Nr. 615/2014 und (EU) 2015/1368 in Bezug auf bestimmte Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik für das Jahr 2021 
	Durchführungsverordnung (EU) 2021/726 der Kommission vom 4. Mai 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Laufzeit der Genehmigungen für die Wirkstoffe Adoxophyes orana granulovirus und Flutriafol 
	ANHANG 

	Beschluss (EU) 2021/727 des Rates vom 29. April 2021 über die Vorlage — im Namen der Europäischen Union — von Vorschlägen zur Änderung der Anlagen A und B des Übereinkommens von Minamata über mit Quecksilber versetzte Produkte und Herstellungsprozesse, bei denen Quecksilber oder Quecksilberverbindungen verwendet werden 
	ANHANG 


